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1996 - auf dem Weg zu eIner 
europäischen Verfassung? 

Die im März 1996 beginnende Regierungskonferenz (Maastricht 11) konfron­
tiert die Europäische Union (EU) mit tiefgreifenden Gestaltungsaufgaben. 

Bleibt die EU eine Markt- und Währungsunion oder wandele sie sich zur 
politischen und sozialen Union? Gestellt ist damit die Frage nach dem Verfas­
sungscharakter gegenwärtigen und künftigen Primärrechcs der EU. 

D.Red. 

1. Eine europäische Verfassung als Problem 

Die Ende März 1996 in Turin beginnende Regierungskonferenz zur Revision des 

Unionsvertrags markiert einen weiteren wichtigen Schritt in der Geschichte der 

europäischen Nachkriegsintegration. ' Ihre vertraglich festgelegten Ziele - insbeson­

dere die Prüfung der Ausweitung von Gemeinschahsverfahren auf die Außen- und 

Innenpolitik und der Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens des Europäischen 

Parlaments - sind durch weitere inhaltliche und verfahrensrechtliche Vorschläge' bis 
:w dem der Umwandlung in eine förmliche Verfassung) angereichert. Die Diskussion 

über die damit aufge\vorfenen Fragen4 wird überlagert von den parallelen Vorberei­

tungen der letzten Stufe der Wirtschahs- und Währungsunion. Und alle Überlegun­

gen werden durch die voraussehbare Erweiterung der Union und deren Rückwir­

kungen auf ihre innere Struktur und Entscheidungsfähigkcit berührt.! 

Die bloße Aneinanderreihung der zu behandelnden Agenden könnte den Eindruck 

erwecken, als gebe es schon einen festen Kern der europäischen Integration und in 

I Dazu Hoyer, W., PerspeklIven fllr die Regierungskonferenz '996, Imegralion '1/ 95, 5.189 rf., Wetde4eld, 
W, Europa '96 - UntLTwcgs wohm?: Die Europ;:'i schc Union vor der Rcgierungskonfcrcllz! Aus Politik 
und Zeitgeschichte, Januar '996, S. J H. 

2 S. dazu d~' n "Bericht der Reilexionsgruppc ..: , Mrssina, 2.Juni 199s/Brusscl, 5. Dez.embcr 1995 Hektogra­
phiertes Exemplar SN 52095 und dazu WeHt ls, W., Weder Vision noch Verhandlun ~spakct - der Bericlll 

dt:r Rcfk·xionsgruppc Im II1l('grationspolltlschcn Trend, IntebrJuon 1996, S. 14 H. Furopaischc KommiS­
sion, Regil'rungskonferenz 1996, Bericht der Kommission an du:: ReflexIonsgruppe, L.uxemburg, Mai 
1995 i Europal5chf KUmrmSSI01l (Hg.), Reform 96, POSitionen zur Regierungskon ferenz. Europal sc-h e 00-
kumenLHLon 2/95. 
Zum Vrrfassungsentwurf des ]nstltutlonellen Ausschll ~s(,s des EurQP:J. I,S chen PJrlamCnt 5 s. Hdf, M., Eine 
Verfassung {ur die Europ::usche Union: Zum Entwurf dc::o Institutionellen Aw;schu :ssC':, d(·s Europaischen 
Parlaments, Integration 1994. S. 6S if.; KatSigumms. St.lPwpensc!merder, Ai., Verh.ssung der Europaischcn 
Union: Zum Emwurf des Institutionellen Ausschusses Im Europalschcl1 P:l rlamcnl. AnaI Y's l! und Bewer­
tung. Konrild-Adl'n ;1 ul·r-Stiftung. Interne Studien N r. 79/1994; s .;t. Peursmann, E.-U., How Can [he 
Europl'an Umon Be Conslilutionahzed? Thc Europeal1 Parilament's 1994 Proposal für a »ConslltUlion for 
[he Europl'an Union«~ Aullcnwinschölft 1995. S. 17I fi. 
D,z.u Schmuck, 0., Die E U-RcS'<'run gs ko nfcrenz 1996: Zum Stand der Rcformdeballc, Integranon 

Zi'995, S. 68 H. 
Dazu Langgurh, G., Ern starkes Europa mit schwachen Institutionen? Die europnpolitische Agenda zur 
Regierungskonferenz 1996. Aus Polilik und Zei'l;cschichlc, Januar '996, S. J) ff.; , .. 1. Laufer, Th., Zum 
Stand der Vcrf.lSsu l'lg.sdiskussl )n 111 der Europaischen Union, In: GedachUllsschnft fur Ebcrhard Grabilz~ 
Munchen '99), S. J55 H. 
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diesem Sinn eine Verfassung, die es nur fortzuentwickeln oder förmlich umzuwan­

deln gelte. Tatsächlich ist die Frage, ob, in welchem Sinn und bis zu welchem Grad es 

eine europäische Verfassung gibt, umstritten 6 Legt man die bisher erreichte Integra­

tion als Maßstab an, sind auch Rückbildungen durch die Verstärkung intergouverne­

mentaler Elemente nicht auszuschließen. Die Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofes, nach der die Gemeinschaftsverträge die Verfassung der Gemeinschaf­

ten im Sinn einer die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten uneingeschränkt überla­

gernden europäischen Rechtsordnung sind', läßt sich auf den Unions vertrag nicht 

unmittelbar übertragen.' Die bisherige Rezeption dieser Rechtsprechung reicht of­

fenbar auch nicht aus, die Verfassungsproblcme der Furopäischen Union zu lösen 

und droht vielmehr, selbst in den Strudel der Außeneinandersetzung darüber hinein­

gezogen zu werden. 

Staatsrechtliche und verfassungsgeschichtliche Analogien sind nur näherungsweise 

geeignet, den offenbar singulären Charakter des europäischen Integrationsprozesses 

angemessen zu begreifen.' Die Gefahr, daß es dabei - wie bei der Verwendung des 

Bundesstaatsbegriffs - zu Überforderungen kommen kann, die den Integrationspro­
zeß selbst gefährden können, ist nicht von der Hand zu weisen.'o 

Auf der anderen Seite ist es notwendig, auch die Finmaligkeit des europäischen 

Integrationsprozesses in erprobten dogmatischen Grundbegriffen zu fassen." Das 

ist nicht nur, und nicht einmal in erster Linie, aus Gründen methodischer Klarheit 

geboten. Vielmehr ist dies vor allem erforderlich, um konsensfähige Grundbegriffe 

zu erhalten, die wie derjenige der Verfassung in der Lage sind, die weitere Entwick­

lung zu tragen. Andernfalls droht diese in nicht mehr zusammenfaßbare Teilbereiche 

aufzusplittern. Insoweit würde auch der Hinweis auf einen möglichen Prozeß der 

Differenzierung von Systemen oder Entscheidungsebenen als passende Antwort auf 

globale Komplexität und Mobilität" ohne Rückübersetzung in die normativen 

Grundbegriffe politischen Handeins nicht ausreichen. Wenn der Begriff der Verfas­

sung zum Ausgangspunkt gewählt wird, so deshalb, weil es sich dabei um einen 

zentralen Begriff für den Integrationsprozeß selbst handelt - unbeschadet sprachli­

cher und verfassungsgeschichtlicher Nuancierungen in den einzelnen Mitgliedstaa­
ten. 

Das zeigt die zentrale Bedeutung des Begriffs der Verfassung sowohl in der Recht­

sprechung des Europäischen Gerichtshofs zur Begründung seiner Gemeinschafts­
rechtsdogmatik'l als auch in der Entwicklung des europäischen Nationalstaats zum 

Verfassungsstaat in seiner heutigen Gestalt. 

Gerade diese Entwicklung zum Verfassungsstaat macht aber deutlich, daß der Begriff 

Zum, M.lPrc, Ifß, U. K., Probleme einer Verfassung (ur Europa, ZERP-Diskuss1o npapler )195. Zentrum 
fur Europäi sche RcchtsPQlillk ;'In der UniverS!t:'il Bremen, Bremen 1995; SdJroder, M., Grundsatzfragen 
einer curopat.schcn YcrfaS'sungsgebung, In: Ycrbssun grccht im W:Jndel. (hrsg!; . von IpJcnIR~ng(!~ 
ImgIMossner/\Vebcr), Koln/ßcrlmfBonn/Munchen 1995, S. 509 ((.; Petersma"n. E.-U., Proposals for a 
ncw CQ nslirunon for rhe Eu(ope:1n Umon: Building-Blo(ks fQr a L'on.~li[ution1l.Ilheor)" J.nd conslirutio­
nal bw of thc F.U, CMLR 1995, S. (12) ff.; Europrwc!H: Kom mrHu:m (Hrsg.), Die kunfli~c Vl"ffa..~sung~­
ordnung der Europ:tischen Union, Europa,schl' GnpraL'he 2/94, ßonn 1994. 

7 Zuktt.t EuGH - GUI,achten .. [\XfR-Abkomml'n .. Il 91 - Sig. 199J, r, 5.6079 H. 
g Ren , On: li.uropal5che Union und die neue Ju ristlsche Qualiu\l der Bel.il'hungen 1..U den ElJropOIischcn 

GemeinschaftL'n, JuS 1992, 5.985 H.; kntiKh Curtln, D" Thc Constilutional Structurc of the European 
Union: A Europl" of Bits and Pit.:ces, MLR '99). S. 17 U . 

9 Zum, M .. Uber den 51:\:\1 und die Demokra ti e in der Europ,tlschen Union, in: ZERP-DiskusslOnspapier 
)195 (Fn. 6), S. , rr. 

[0 D~7.u Beutler, OHene Srnathchkelt und europ:usdlc Intcgr'lllon, FS B6ck('nfNde, ßerlin 1995. 109. 

11 P'nmß, U. K., Chancen und Grenzen einer Verfassunggebung [ur Europ:t: ZERP-Diskus ... ionspapicr }/95 
(fn.6), S. 4' rr. 

12 Zum neues[('n Stand der Thto(lcdiskussion s, :t..uk-Izr Jachtenfuchs, M.lKohler-Koch, ß. (Hrsg.), Euro~ 
paische In[cgration) Opladcn 1996, 

[} 50 schon EuGH - van Gcnd & Loos !.6/62 - Sig. (96),5. I, 
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54 der Verfassung'" nicht aus sich heraus, sondern nur im Zusammenhang mit weiteren 

Entwicklungsdementen begründet werden kann. Maßgeblich ist dabei vor allem der 

Entwicklungszusammenhang von Verfassung, Staat und Gesellschaft. 

Im folgenden sollen der bisher erreichte rechtliche Integrationsstand und seine mög­

liche Beeinflussung durch die Regierungskonferenz sowie die sich in ihr überschnei­

denden weiteren Entwicklungsstränge im Zusammenhang der Begriffe von Verfas­

sung, Staat und Gesellschaft reflektiert werden. Entscheidend ist, daß dazu allein 

ihre eindimensionale Vergrößerung auf den europäischen Integrationsprozeß eben­

sowenig ausreicht wie einzelne Begriffsanpassungen. Vielmehr sind der Verfassungs­

begriff und seine einzelnen Elemente im Enrwicklungszusammenhang der europäi­

schen Nachkriegsintegration neu zu bestimmen. 

Begonnen wird mit einem kurzen Überblick über die gegenwärtige europäische Ver­

fassungsdiskussion (2.). In ihr lassen sich hermeneutisch ein gemeinschaftlicher 

Verfassungsbegriff und seine Elemente Staat und Gesellschaft ableiten, deren - im 

Vergleich zum Verfassungsstaat - besonderer Entwicklungszusammenhang eine 

europäische Verfassung charakterisiert. Dieser Entwick.lungszusammenhang wird an 

der histOrischen Entscheidung für eine europäische Nachkriegsintegration und dem 

Wandel ihrer Voraussetzungen in der Gegenwart belegt und überprüft (3.), um auf 

dieser Grundlage den modifizierten Gehalt der einzelnen Elemente einer offenen 

europäischen Verfassung (4.), das Hinauswachsen über den europäischen National­

staat (5.) und die Herausbildung elner europäischen Bürgergesellschaft (6.) als 

Gestaltungsmerkmale des geltenden Gemeinschaftsrechts und seiner Fortenrwick­

lung z u exemplizifieren. 

2. Die europäische Verfassungsdiskussion 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind die Gemeinschafcs­

verträge die Verfassung der Gemeinschaften im Sinne einer neuen, autonomen 

rechtlichen Ordnung, die unmittelbar gegenüber den Staaten, aber auch gegenüber 
dem einzelnen Gemeinschaftsbürger gilt und insoweit von den Mitgliedstaaten auch 

nachträglich nicht eingeschränkt werden kann. Begründet wird dies mit dem pa.rtiel­

Ien Souveränitätsverzichtder Mitgliedstaaten und der entsprechenden Auslegung der 

Gemeinschafrsverträge selbst." 

Über die Mitgliedstaaten hinaus, aber von ihnen abgeleitet und auf ihrer Grundlage, 

wird damit eine Verfassung begründet, deren C.harakterisrikum nicht nur die par­

tielle Einbindung der Mitgliedstaaten in den F.ntscheidungsprozeß und die Rechts­
ordnung der Gemeinschaften, sondern zugleich die Begründung einer insoweit 

ebenso autOnomen Gesellschaft von Gemeinschaftsbürgern ist. Deren politische 

Rechte sind zwar bloß rudimentär, aber auch auf Gemeinschaftsebene angedeu­

tet. 

Die dauerhafte Einbindung der Mitgliedstaaten in diese Gemeinschaftsverfassung ist 

daher ebenso von den Mitgliedstaaten selbst wie VOn der Entwicklung einer europäi­

schen Bürgergesellschaft und der durch sie vermittelten Legitimation abhängig. Der 

einheitlich gedachte Konstitutionsakt von Verfassung und Staat in der Theorie des 

Verfassungsstaats auf der Grundlage einer im Staatsvolk zusammengefaßten GeseU-

14 D.1ZU Gnmm, D" BrauclH Europa eme Verfassung, JZ 1995, 58 [. 
1\ LuGH (Fn. IJ). 
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schaft'!' wird damit auseinandergezogen und auf zwei Verfassungsebenen verlagen­
diejenige der direkten und diejenige der indirekten mitgliedstaatlichen Einbindung. 

Die Wirksamkeit dieser Verfassung ist daher von der in ihren Grundlagen verfaßten, 
aber noch zu leistenden Selbstkonstituierung einer europäischen Bürgergesellschaft 

bei gleich zeitigem ErhaIr einer verfassungsrechtlichen Doppelstruktur abhängig, die 

über den europäischen Nationalstaat hinauswachsend" eine neue, entwicklungsof­

fene Organisationsform hoheitlichen Handelns auf europäischer Ebene begründet 
und darstellt. 

Dem kontrastiert ein Verfassungsbegriff", der unter Verfassung eine einheitlich ver­
faßte Hoheitsgewalt versteht, deren Konstitution durch eine verfaßte Gesellschaft 

gleichzeitig demokratisch legirtmiert ist. Eine solche demokratische Legitimation 

gibt es in der Union mangels ausreichend gewachsener Binnenidentifikationen einer 

europäischen Gesellschaft noch nicht und wird es auf absehbare Zeit auch nicht 
geben. 

In einem solchen gemeinschaftskritischen Verfassungsbegriff werden Konstitutions­

und Legitimationsakt der Verfassung wie in der Theorie des Verfassungsstaats zu­
sammengedacht. Eine gleitende, über unterschiedliche Verfassungsebenen vermit­

telte Entwicklung oder zumindest einen Austausch zwischen Verfassung und 

Legitimationsgrundlagen kann es, streng genommen, dabei nicht geben. 
Das ist weniger eine unmittelbare Folge des Staatsbegriffs, der sich selbst durchaus 

differenzieren und kombinieren ließe, wie der vom Bundesverfassungsgericht in die 

Verfassungsdiskussion eingeführte Begriff des Staatenverbunds" signalisiert. Die 
Geschlossenheit dieses BegriHssystems folgt vielmehr aus dem dabei verwendeten 

Souveränitätsbegriff als Essentiale und unteilbarem Bestandteil insoweit ungebunde­

ner Staatlichkcit. Auch dies macht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
deutlich.'o 

Im VerfassungsbegriH des Europäischen Gerichtshofs ist demgegenüber die Souve­
ränität zwischen Mitglledstaaten und der Gemeinschaft wie auch ihren Bürgern 

aufgeteilt und in der sich entwickelnden Verschränkung durch die Verfassung der 
Gemeinschaft zusammengehalten gedacht. Ein solcher Begriff vOn Verfassung kor­

respondiert daher nicht einer verfaßten europäischen Souveränität, sondern einem 
Verfahren zur Vermittlung unterschiedlicher Souveränitätsstufen. Daß eine Verfas­

sung in diesem Sinne in der Lage ist, die zur Vermeidung kriegerischer Konfukte 
erforderliche Homogenität in der Gemeinschaft zu gewährleisten, belegt die bishe­

rige Erfahrung ebenso wie ihre Integrationsfähigkeit." 
Sie setzt allerdings die Existenz eines Gerichtshofs voraus, der die beiden Verfas­

sungsebenen der mitgliedstaatlichen Einbindung und der Entwicklung einer euro­
päischen Bürgergesellschaft in einer offenen europäischen Verfassung vennittelt. Mit 

dem Hinweis auf diese Voraussetzung schließt die europäische Verfassungs theorie 

16 Bockenlorde, E. W" De!l1okraue aJs Verfassul1 g~pri.ll7. ip, i.n: ders . St3at, Vcrhusung. Demokratie. Studien 
zur Verfassungsthco nc und 7,um Verbssungm<'chr, 1992., S. z89 H. 

17 VO ,I BogdaTld)', A., Supranallonalc Union als neuer Herrschafm ypus: Entstaatlichung und Vergcmcln-
schafrung in sr.1JlSrhcorelischer PerspektIve, In: I mcgralion 4/ 93' S. 210 ff. 

IS Dazu Gnmm (Fn. 14). 
'9 ßVe,fGE 89, '\ \ ff. 
20 BVertG ebd. und \'{leder I. Der Staat »ubl'r alles,,: Demos. Telos und die MOIa~uicht- Entscheidung des 

Bundesver fassungsgerichrs, Harv;ud Je:1.C1 Monnet WorkiTl g Papers Strlcs 7195. 
2 T Zur Perspektive dieser und anderer verb ss ungsthcorctischl·r Deutungen s. flenll et', I .. C ul Schill in. 

Rudolf Smend und die F.urop.1ische Intcgr<1tl on. AoR 95, S. tOO ff.; zur Ambiv;llcm; der Verb ssungsem­
wicklu ng s. 01. Hrbek, R., h.:dcral Balam:e and [he [>roblcm cf Democrarie Lt'gitimacy in thc European 
Union, Außenwirrschaft 1995, s. 43 H. 
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sich in sich selbst" und zugleich an die Theorie internationaler Beziehungen an.') 
Dieser Hinweis erklärt auch, warum die Verfassungsfragen in der Gemeinschaft auch 
die eines funktionierenden Dialogs mitgliedstaatlicher und gemeinschaftlicher Ver­
fassungsgerichtsbarkeit sind, den es daher zu erhalten und auch politisch zu unter­
stützen gilt. Ein solcher Dialog kann allerdings eine politisch gewollte Selbstbindung 
der Mitgliedstaaten und die Selbstkonstituicrung einer europäischen Ge<ellschaft 
nicht ersetzen. Er bildet aber ihren unverzichtbaren Rahmen. Werden diese hmktio­
nen und Verfassungsebenen nicht auseinandergehalten, können selbst gutgemeinte 
Integrationsvorstöße kontraprod uktiv wirken. '4 

3. Der Entwickbmgs2usammenhang europäischer Ve1assungselemente 

Der skizzierte Zusammenhang der Elemente einer europäischen Verfassung ist in 
dem Integrations"design" enthalten, das von der Montanunion 1952 bis zur Euro­
pä.ischen Atom- und Wircschaftsgemeinschaft [9 5& entwickelt wird." Davor liegen 
die noch intergouvernemental orientierten (west-)europäischen Zusammenschlüsse: 
Diese werden zunehmend von der aufkommenden Ost-West-Spalrung geprägt, ihre 
Vernetzung mit dem anschließenden Vertragswerk der "europäischen " Verträge isr 
aber bis in die Gegenwart wirksam, sie installi eren in der Europäischen Menschen­
rechtskonvention eine ersre wirksame gerichtliche Kontrolle außerhalb geschlosse­
ner Hoheitsbereiche. 

Dazwischen liegt das gescheiterte Experiment einer politischen Union im Rahmen 

der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft [955, das zur Implementierung einer 
Einigung über die wirtSchaftliche Integration insbesondere im EWGV führte. Damit 
war das Entwicklungselement einer verfaßten, aber noch zu leistenden Selbstkonsti­
tuierung" einer europäischen Bürgergesellschaft eingeführt und ist se ither aus der 

europäischen Verfassungsentwicklung nicht mehr wegzudenken. Die folgerichtige 
Entwicklung dieses Verfassungselemenrs geschah vor allem durch die Auslegung der 
Grundfreiheiten und der Gemeinschaftsrechtsordnung insgesamt in der Rechtspre­
chung des Europäischen Gerichtshofs. Diese isr daher kein Ersatz für einen fehlen­

den politischen Einigungswillen, sondern die Folge einer von den Mitgliedstaaten 
beschlossenen Verfassungsöffnung zu einer europäischen Gesellschaft. 
Die Mitgliedstaaten müssen sich in diesem sclbstiniriierten Prol.eß noch mir ihrer 
Rolle" unter eingeschränkten Souverän.itätsrechten befreunden - und die Auseinan­

dersetzung um den »Luxemburger Komprorniß" zeigt die Dramarik dieser Verfas­
sungsentwicklung. Sie ist aber nicht vorstellbar ohne die zwischenzeitliehe Imple­
menti erung der Grundlagen einer europäischen Gesellschaft als Marktgesell­

sc haft. 
Grundlage für diese "Selbstdomestizierung" der Mitgliedstaaten war historisch n.ichr 

11 Daw zulc(j'.t LuhniiHw , N ., In: Die Kunst der Gesel lsC'haft. Frankhm/ M. [995. S. lo6H. 
23 Stone, .4., Wh;l[ is a Supran:Hional Constl tution ? An Essay ,n Imcrnauonal Relations Thcory , Th,' Rt:­

view cf Po litica 1994. S. Hl H. 
24 S. Weder, j., Journcy tO :m Unknown Destination: ~ Rctfospcctive and PrO!ipeCllVe of dt~ European 

Cnurt 01' Justicc in (he Arcn3 of Polilical IntcgnHion; In: Journal cf Common Marke! L:\w St udJcs. ;, I, 
S-"7 ff. 

25 Sdmeiller, H ., Europai:.chc rntcgr ,H,ioll: die Leitbilder und die Polittk, in : Krer!c. M . (Hrsg.), Die Inte­
grauon Europas, PoIH !~(: he Vlrneljahrcsschnft. Sonderhc{t 2} / 199z, 5.) (f. 

26 Zur Bedeutung s. Ht1bermdS, I, Staatsburgerschaft und natIonale ld cntltac~ In: dcrs ., F:l k1l2H3t und 
Geltung, frankfun 1992. s. 5J2 rL 

'7 Sdm.,dtr (Fn. 'S), S. S· 
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zuletzt die allgemeine weltpolitische Konstellation und der durch sie erzeugte Bin­
dungsdruck. Ohne sie wäre das Hinein (oder Hinaus-)wachsen einer wiederemste­

henden europäischen Nationalstaatliehkeit in einen europäischen Kontext nicht 

vorstellbar gewesen. 
Dieser Rahmen hat sich spätestens 1989 mit dem Fortfall des Ost-West-Konflikts in 
seiner bisherigen Konstellation dramatisch verändert.'8 Aber auch schon vorher 

hallen sich europäische Epizentren gebildet. Es ist von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung, daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 1978 mit der Erklärung zur 

Demokratie einen eigenen politischen Rahmenentwurf für die künftige europäische 
Entwicklung beschlossen, der an die Stelle möglicher fremdgesetzter Integrations­
ziele trat und die bisher erreichte Marktintegration ergänzte. '9 Mit dem Verschwin­

den einer weltpolirischen Konfliktkonstellation, die die Integration vOn außen 
erleichterte, wurde die.," positive Konstituierung eigener Entwicklungsziele zu ei­

nem entscheidenden Verfassungselement. Dieses verbindet die einzelnen mitglied­
staatlichen Verfassungen mit jeder künftigen europäischen Verfassungsordnung und 
überwölbt als Grundlage beide Bereiche. Jo 

Das ist nur möglich vor dem Hintergrund der Herausbildung des europäischen Na­
tionalstaars als demokratischer Verfassungsstaat, der mit diesem Verfassungsbegriff 
zugleich über sich selbst hinauswächst" In welchem Maße dies geschehen ist, zeigt 
ein Vergleich mit dem philosophischen, aber praktisch gedachten Verfassungsent­

wurf "Zum ewigen Frieden« von Immanuel Kant. Er konstituiert eine Welrbürger­
ordnung» auf der Grundlage republikanischer - wir würden heute sagen: demokra­

tischer - Staaten, deren Souverän durch Budgetbewilligung und die Eigeninteressen 
einer weltweiten Bürgergesellschaft abgehalten wird, Krieg zu führen. 
Für Kant ist die Unübersteigbarkeit staatlicher Zentrierung in diesem Begründungs­
mUSter ein Datum. Die europäische Nachkriegsintegration ist mit der Gemein­

schafrsverfassung darüber hinausgegangen und hat das Bedingungsverhältnis von 

Staat, europäischer Bürgergesellschaft und europäischer Verfassung als offenen Ent­
wicklungsprozeß verfaßt. Die praktische Frage ist, ob mit der Veränderung der 
weltpolitischen Konstellation dieser Verfassungsgedanke weiter eine Errungenschaft 
und geeignet ist, auch den neuen Herausforderungen zu begegnen, oder ob weltweit 
das Grundmuster kantischer Staatenverbindung nicht elastischer und daher ange­
messener ist. Ist, mit anderen Worten, eine europäische Verfassung mit ihrem 

besonderen Entwicklungszusammenhang von offener Verfassung, dem Hinaus­
wachsen über den europäischen Nationalstaat und der Herausbildung einer europäi­
schen Bürgergesellschaft, noch eine angemessene Antwon auf weltweite Globalisie­
rung und Mobilitätsanforderungen ? 

28 81l·/mg/Deppe. Intern~tton :,lisi('rung, Ingegr.1tion und politische Regulierung, in: EuropJ.ische Integra­
tion (Fn . Il ). S. 48, fr. 

29 BuliEG }/7S. S. \. 
30 S. die Pra ~:nl1bcl und Art. F dl'S EUV und d~zu dtmnach sl BelItIer, Kommentitrung von An. f, ion: 

Croebell~Thu~smg-E.hlc.'1-m(Jnn. Kommcnt;lr zum EUV, Badcn-B:tdcn 1996, Rn . 4 rr. , Rn . 12 Cf. 
} I D:.zu Bcutlrr , O!fcnl.~ Su,adichkcH (fn. 10). 
)2. Dazu HnbrmulS, j" Kan u Iclet dt$ Ewigen Fricc.ll't1, - ;}U .~ tll'tn historischen Abstand von 200 Jahrtn, 

Kritische JU5m. 1995 , S. 193 H. 
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4· Eine offene ettropäische Verfassung 

Hilft eine europäische Verfassung? Zunächst einmal zum internationalen Kontext: 

Die Verfassung einer Weltgesellschaft ist noch zu weit, die Verfassung europäischer 
Nationalstaaten sc hon zu eng, um alle und die noch wachsenden globalen Probleme 

angemessen zu regeln. Eine europäische Verfassung wäre schon deshalb in der rich­

tigen Zwischenlage. Sie kann an den erreichten Integrationsstand anknüpfen , müßte 
allerdings auch offen sein für einen wechselseitigen Austausch mit der sich verdich­

tenden internationalen Ordnung. ;; Die dafür eingezogene normative Idee ist dieje­

nige einer demokratisch-rechtsstaatlichen Verfaßtheit - im übrigen wäre ei.ne 

europäische Verfassung nur geographisch auf die wirtschaftlichen Grundlagen einer 

offenen Marktge,cllschaft zu begrenzen. Offenheit ist auch gegenüber den europäi­

schen Nationalstaaten und ihrer Entwicklung sowie gegenüber den Entwicklungs­

möglichkeiten einer über sie hinauswachsenden offenen Gesellschaft geboten, um 

ihnen den Anschluß an die sich entwickelnde WeltOrdnung zu ermöglichen . 
Läßt sich soviel Offenheit überhaupt verfassen, setzt Verfassung nicht vielmehr Ge­

schlossenheit einer Ordnung voraus, die nur so verfaßt werden kann"? Eine solche 

europäische Verfassung wird es in absehbarer Zeit nicht geben. Aber inzwischen 

haben sich Verfahren herausgebildet, die den Entwicklungszusammenhang einer 

europäischen Verfassung und ihrer E lemente offen strukturieren. Sie haben sich als 

tragfähig erwiesen. 

Auf dieser Stufe ist entscheidend für ihren Verfassungscharakter, die Verbindlichkeit 

solcher Regeln und damit eine verfaßte Verfahrensordnung weiter anzuerkennen. 

Das bedeutet, eingegangene venragliche Verpflichtungen nicht mehr einseitig auflö­

sen ClU können. Der Unionsvertrag ist wie der EAG- und EGV-Vertrag auf unbe­

grenzte Zeit geschlossen. Eine Auflösung wäre nur einvernehmlich möglich, es sei 

denn, daß die selbstgesetzten Grundlagen einer demokratisch-rechtsstaatlichen Ord­

nung verlassen werden. Das ist der Kern einer offenen europäischen Verfassung, den 

auch Abänderungen und Fortentwicklungen der vertraglichen Grundlage beachten 

müßten. 
Handlungsfähig)! wäre Europa aber auch auf dieser Grundlagen bei wachsenden 

Aufgaben und Teilnehmern nur, wenn die Entscheidungsverfahren und ihre Legiti­

mation dieser Entwicklung an ge paßt werden und auch in diesem Sinn entwicklungs­

offen sind. Solche Entwicklungsoffenheit zu formulieren, wäre eine vorrangige 

Aufgabe der Regierungskonferenz. 

Ausgangspunkt für eine Verbesserung des Entscheidungsverfahre ns ist auf absehbare 

Zeit der Ministerrat. Seine europäische Enrscheidungsfähigkeit läßt sich nur durch 

eine Ausweitung vOn Mehrheitsentscheidungen bei verstirkter Einbindung in ein 

ausreichend demokratisch legitimiertes europäisches Entseheidungsverfahren ,6 ver­

bessern. 
Als ein mögliches Entwicklungsdesign bietet sich die Ausweitung von Mehrheitsent­

scheidungen im Ministerrat bei gleichzeitiger Verknüpfung mit Mitentscheidungsbe­

fugnissen des Parlaments an. Diese würden die mitgliedstaatsbezogene demokrati­
sche Kontrollücke bei Mehrheitsentscheidungen schließen. Ein weiteres mögI.iches 

JJ }unnc, G., Int('gr:ltIon unter den Bedingungen von Glou:l.t.sic.:rung und LokJ.li slcrung, in: Europai:;che 
Imcgration (Fn. 12), S. S I) ff. ; dazu auch Pt>rersmllnn (l:n. 6). 

Jot IJcnJt!.t.:,j., Staat und Verfassung. in : H:mdbuch J c ~ Staatsrechts, 19?1, Bd.l, S. 59l ff. 
}j Zur H:lndlun~-s hhigkcit 7.ulctzt Sch/lrpf, F. W" Pol!üscht.: O ptIonen im .... olh:ndeten Binnenm:\rkt. in: 

jucJ)lt'fljKcbsIKoMer-Kofh (hl, 12). S. 109 H. 
)6 J(zclmamHcgg, P., Imegr.uion und Dt'n\oku[LC, in:jachtcnftlchsIKohler-Kod) (Fn. Il), S .. p ff. 
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Design wäre die riickrufbare Delegation von Entscheidungsbefugnissen l7 an di e 
Kommision - nach dem Muster der Ausschufherfahren - bei gleichzeitiger Verstär­

kung ihrer parlamentarischen Kontrolle. 

Insgesamt empfiehlt es sich, die Vielfalt von Entscheidungs- und Beteiligungsverfah­

ren, auch wenn sie zum Teil mühsam vom Parlament erkämpfte Teilkompromisse 

sind, im Rahmen der dabei ausgebildeten EntScheidungsmuster schon wegen ihrer 

Übersichtlichkeit auf bestimmte Haupttypen zu reduzieren, die die bisherigen Zwi­

schenschritte in sich aufnehmen, und d iese Haupnypen selbst zu vereinfachen . Alle 

Entscheidungsverfahren müssen auf einen damit zunehmend integrierten Entschei­

dungsprozeß hingeordnet sein, um einer entwicklungsoffenen europäischen Verfas­

sung zu entSprechen. Das würde ausschließen, die Entscheidungsmuster der neuen 

Politiken auf eine weniger integrierte Entscheidungsform lun zu organisieren und die 

bisher erreichte Verfassung zu .. entsäulen«. Lockerere Entscheidungsverfahren wä­

ren allenfalls als Vorstufe bereitS stärker integrierter E ntsc heidungsverfahren hinzu­

nehmen. l 8 Das gilt vor allem für die Fortentwicklung der neuen Politiken neben den 

verfaßten Gemeinschaften im Rahmen der Europäischen Union, die insoweit in Art. 

B EUV durch die Ausweitung der Gemeinschafrsverfahren vertraglich vorgezeichnet 

ist. 

Schließlich soHte geprüft werden, die Entwicklungsoffenheit von Verfahren zu ver­

stärken, indem Möglichkeiten der Selbstrevision vorgesehen werden. Das wird am 

Beispiel der Währungsunion deutlich, die zwar ein abgestuftes ei~enes Verfahrens­

modell außerhalb der integrierten Entscheidungsprozesse enthält l9 , aber kein Ver­

fahren für den Fall vorsieht, daß die Voraussetzungen für eine Wirtschaftsunion sich 

verändern oder entfallen. Diese Fragen derart mit der Existenz einer europäischen 

Verfassung zu verknüpfen, wäre gefährlich. 

Kern einer offenen europäischen Verfassung ist schließlich ihre Rechtsordnung, die 

sich unmittelbar an die Mitgliedstaaten und den Gt' meinschaftsbürger wendet und 

diese dadurch erst zu entwicklungsoffenen Verfassungselementen konstituiert. Im 

Verfassungsbegriff des Gerichtshofs ist diese Verrechdiehung der Beziehungen iden­

tisch nUt der Gemeinschaft und ihrer Verfass ung. Wie bei der Organisation des 

Entscheidungsverfahrens muß daher das unmittc.lbar geltende Gemeinschaftsrecht 

Grundtypus der Rechtsetz ung bleiben, das zwar auf die Vorformen Ln weniger inte­

grierten Bereichen hingeordnet wird, das diese aber nicht ersetzt. Die Bedeutung des 

Gerichtshofs und seiner Rechtsprechung für diese Geltungsmodalität des Gemein­

schaftsrechts ist hinlänglich bekannt."o Sie sollte als Verfassungselement bes tätigt und 

parallel zur Integration von Entscheidungsverfahren und Rechtse tzung ausgeweitet 
werden. 

J7 Dnu WeHr/5, \'CI., StJ:lf und (w C'steuroplische) Inl('gration. Die fusions these, in: Die Inccgr.1tion EUrOp:15 
(Fn.10, s. }6ff., ders., Verwaltung Im EC -Mchrcbencnsystem : Auf dem Weg zu r Megaburokratie? in: 
Europaische Imegration (Fn. 12), S. 16S H. 

)8 Mechurs/)clmer, A., Zur Gemelm;tmen Außen- und $Icberhcltspoluik In der EuropaischeG Union, Aus 
Politik und Zeitgeschichte, Januar 1996, $.1.7 Ef. 

39 Vallbel, R., Das Tauziehen um die Europalschc \'(Iahrungsunton, aus Politik und Zeitgeschichte, J;muar 
1996, S. I 1 rf. 

40 Dauses, M. A., DIe Rolle dl"~ Europaischcn Gerichtshofs ~ ls Ved.l$;sungsgerieht der Europaischt:n Union, 
Integration 4/~J4, s. 21 s ff.: s. 3 .• Bencht der R('nexlonsgruppc (h1. l) , 2. Teil, Rn. Iloff. 
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60 5. Das Hinauswachsen über den europäischen Nationalstaat 

E ine offene europäische Verfassung ist bedingt durch das Hinauswachsen über den 
europäischen Nationalstaat." Die rechtl iche Grundlage dafür ist die Entscheidung 
des Verfassungsstaats für eine insoweit o ffe ne Staatlichkeit. Wie sie ausgefüllt werden 
kann und muß, ist gegenwärti g unklar. D eutlich ist nur ein Entwicklungssog zur 
Globalisierun g von Problemen und ihren Lösungen. Deutlich ist weiter, daß eine 
bundesstaatliehe Antwort als eine vo n allen Mitgliedstaaten gewollte politische Lö­
sung gegeQwärtig nicht in Sicht ist. Sie läßt sich auch nicht aus den bisher erreichten 
Strukturen der Vergemeinschaftung zwingend ableiten. 
Jenseits solcher politischer Entscheidungen und ihrer plakativen Textfassung ist das 
Raisonnieren über den Staatsbegriff und seine europäischen Transform atio nen wohl 
kaum Sache von Regierungskonferenzen. Wohl aber ist es die Fo rtent wicklung des 
erreichten vertraglichen Rahmens und der auf seiner Grundlage entwickelten Ent­
scheidungsverfahren als einer offenen europäischen Verfass ung, die das Hinauswach­
sen über den europäischen N ationalstaat ermöglicht. Das sollte Stil und Ziel einer 
Regierungskonferen z prägen, nicht nur die Absicht, mitglieds taatli.che Einz.elinteres­
sen zu optlnlleren. 
Eine Herauslös ung aus den erre ichten Bindun gen wäre auch nicht unter Berufung 
auf die staatliche Souveränität zulässig. Sie entspricht - wie gezeigt - weder dem 
selbstgesetzten Rahmen noc h den ursprünglichen Intentionen. Zulässig und aus ­
d rücklich nonniert ist in diesem Rahmen aber inzw ischen die Berufung auf die 
nationale Identität" Dieser Begriff marki.ert einen entscheidenden Paradigmen­
wechsel. Er ist mit dem der Souveränität nicht identisch. Die nationale Identität ist 
vielmehr ein gespann t in den Rahm en demokrati sch-rechtss taatlicher Verfaßtheit, der 
für die nationale wie eine europäische Vl'rfassung gleichermaßen - wenn auch in 
unterschiedlicher Fonnulierun~ - verbindlich ist. Jenseits dieser rechtsstaatlich de­
mokratischen Grundlage ist die Berufung auf nationale Identität im Rahmen der 
Gemeinschaftsverfass ung nicht zulässig. Ihre Verletzung w ürde die Suspendierung 
von Rec hten und andere Sanktionen ermögl ichen" Letztere vertraglich zu schärfen, 
entspräche auch der gebotenen Rechtssicherheit. Das gilt natürlich auch umgekehrt 

für die Gemeinschaft. 
Jenseits klarer inhaltlicher Grenzen und ih rer verfahrensrechtlichen Kontrolle bleibt 
die Abgrenzung von nationaler und europäischer Identität schwierig. Festgehal ten 
und bestätigt werden könnte ihr gegenseitiges Bedingun gsve rh ältnis : Euro päische 
Identität umfaß t die Achtung nationaler Identität und nationale Id entität die Ach­

tung europäischer" Das verbietet die wechselse itige Instrumentali sierung und 
müßte daher bei allen Plänen unterschiedlicher Integrationsstufen zwischen den 
Mitgliedstaaten berücksichtigt werden. Legitimationsgrundlage ist die demokra­
tisch-rechtsstaatliche Verfassung ; unterhalb dieses Schinns bleibt die Souveränits­

frage offen. 
Das hat Fo lgen für die Zuständigkeitsverteilung. Über die ausschließliche Zuständig­

keit d er Union hinaus sp richt die Vennutung für die nationale Identitat. Die 
ausschließlichen Z ustä nd igkeiten über die bisherigen dogmatischen Abgren zungs ­
versuche hinaus ausdrücklich zu klären, könnte daher eine Aufgabe der Regierungs­
konferenz sein. Bei allem, was darüber hinausgeht, spräche die nationale Identität für 

-4 I von Bogdtfndy, A. (I :n. 17); ders., Die Europai~(he Optlon, fh~jl:ll·B:uj<,·n ] 99; . 
. p Da7.U Hilf, Europ:u:'l:hc Unton und n3tJOn:l!c Id('ntH:1t der MltglicJ:'la:ucn, l:S Borner 1992, '57. s. a. 

Bf!ntler (Fn. 30). Rn. le H. 
4J D"zu Zttlcq!" M., Dl'mol'!".1tic In der Europ.li~\.:hcn GcmelnSCh,lft. JZ 1993. S. 1069 rr. 
44 Zur "pIUL1Ii~tischen Idl'ut i, :u ,. Bnicht d"r Rc fl r.:;';l\) ll ~~ruppt (rn. 2), I. Tl',I. S. I. 
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eine allenfalls konkurri erende Zuständigkeit auch in der Intensität der Regelungsfor­
men.'" Hinsichtlich des Subsidiaritätsprinzips'6 bleibt zu klären, wie weit es politi­

scher Entscheidungs titel ist und in Verfahren umgesetzt sowie rechtlich kontrollier­

bar gemacht werden kann. Jedenfalls darf es in einer offenen europäischen 

Verfassung keine unkontrollierbaren Grauzonen der Zuständigkeit geben. 
Grundlage mitgliedstaadieher Identifikation und dauerhafter Bindung bleibt aber 
die Gesellschaft, die in den Mitgliedstaaten selbst als Staatsvolk verfa.ßt ist. Hinaus­

wachsen über den europäischen NationalStaat kann daher nur eine europäische 

BürgergesellschaftY Das Verfassungsproblem ihrer Freisetzung durch staatliche 

Selbstbindung im Rahmen einer offenen europäischen Verfassung spitzt sich gegen­
wärtig an der Umsetzung der Währungsunion zu. Die Mitgliedstaaten begeben sich 
dabei einer traditionell als wesentlich empfundenen Identifikat ionsmöglichkeit. Die 

Bezeichnung »Euro« verweist auf eine oHene europäische Verfassung, aber sie kann 

nur getragen werden von der Zustimmung einer offenen - d . h . gleichfalls europäi­
schen - Bürgergesellschaft jenseits tradierter Identifikationsmuster. Würde auf dieser 

EntwicklungsstUfe der Euro als europäische Instrumentalisierung für nationale 
Identitäten empfunden, wäre dies für eine europäische Identität ebenso kontrapro­

duktiv wie eine verfes tigte Einschränkung auf einzelne Mitgliedstaaten. Die Wäh­
rungsun ion ließe sich daher nur als »Freiheit« in einer europäischen Bürgergesdl­
schaft verwirklichen. Auch diesen Zusammenhang könnte eine Regierungskonfe­

renz ve rdeutlichen . 

6. Die Bildung einer europäischen Biirgergesellschaft 

Die Entstehung einer europäischen BürgergeseUsehaft ist der scheinbar spekulativ­
ste, aber unverziehtbare Bestandteil einer europäischen Verfassung. Immerhin nennt 

auch der Ber icht der Rctlexionsgruppe an erster Stelle die Aufgabe, Europa zu einer 
Sache seine r Bürger zu machen.'! Das spiegelt aber nur fragmentarisch den Entwick­
lungszusammenha ng der Herausbildung einer solchen BürgergeselJschaft. Dasselbe 

gilt für d ie Forderung nach ihrer plebiszitären Beteiligung über eine europäische 
Verfassung. Diese kann die Herausbildung einer solchen Gesellschaft nicht ersetzen, 

setzt sie vielmehr voraus und kann allenfalls ein integrierendes und identifizierendes 
Moment in dieser Entwicklung sein - oder ihr Schlußst(in. 
Die Notwendigkeit eines solchen Entwicklungszusammenhangs kann durch den 

Hinweis auf ei.ne parallele Entwicklung zum Verfassungsstaat nur schwach angedeu­
tet werden, weil der europäische Entwicklungszusammenhang dessen Grenzen 

sprengt. Sie ist daher mehr durch die innere Folgerichtigkeit dieses Zusammenhangs 

begründet, die - wie gezeigt - bereits in den erSten Urteilen des Europäischen Ge­
richtshofs und seinem Verfassungsbegriff angelegt ist, jenen aber gleichzeitig über­
schreitet. Der vom Gerichtshof vorausgesetzte und historisch völlig korrekte 
Entwicklungszusammenhang war derjen ige der Begründung einer europäischen Ver­

fassung durch den parallelen Souveränitätsverzicht und die gleichzeitige Adressie­

rung der Gemeinschaftsrechtsordnllng an den Gemeinschaftsbürger, vor allem 

45 Im Sinne oUeller n:11tonaler H:l.lldlungn plclraume, $.:1. SCbtlrpf (Fn. )5). 
46 Hdbu!e. P., Das Prim.lp dt r Subsuli:mlat :1 U~ d(.'r Sicht der vergJeidH~nden Verr"Ssun1)slc:hre, AoR 1994, 

S. 93 H. 
47 Prl!llp (Fn. 6), S. 61. H. und Joerger, ehr., in: Das Recht im Prozeß der Europaischen Integration, In: 

Jachtcnfuchs/Kohlc,-Koch (Fn. t 'j, 5. 78 Ir.. 8) ff. 
48 ßerichl der Rl·fil·xlonsgruppe, (Fn. 1) I .li:d. 5.111 ff.. L Teil, S. 11 H. 
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durch die potentiell unmittelbare Geltung der Grundfreiheiten. Diese können aber 
nur die Grundlagen einer Wirtschaftsgesellschaft bilden. Ihr Übergang zu einer 
europäischen Bürgergesellsehaft bedarf weiterer normativer Strukturierungen." 
Diese bedürfen zwar auch der Präzisierung der Reichweite einer Wirtschaftsgesell­

schaft, die Grundlage dieser Entwicklung ist. Um nicht frühkapitalistischen oder 
-kommunistischen Szenarien Vorschub zu leisten, bedarf sie aber einer ausreichen­

den Binnendifferenzierung - auch im Hinblick darauf, daß das Subjekt Gesellschaft 
im nationalen -wie im intcrnationa.len Bereich ohne hinreichende normative Binnen­
strukturierung als Gegenstand und als Entwieklungsträger verschwimmt. In diesem 
Verfassungszusammenhang ist auch die Etablierung einer Währungsunion zu sehen. 
Die Währungsfreiheit im Sinne unbeschränkter Verkehrsfähigkeit ist die logische 
Folge der wirtschaftlichen Grundfreiheiten. Ihre Nutznießer müßten aber potentiell 
aLle Gemeinschaftsbürger sein - zumindest müßten sie ein Bewußtsein davon ha­

ben. 
Der vOm Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zu den Grundfreiheiten implizierte 
Vemunftbegriff'° der Wirtschaftsteilnehmer bleibt auf ein passives Konsumverhalten 

beschränkt und markiert allenfalls die Entwicklungsoffenheit zu einer Bürgergesell­
schaft, er kann diese aber nicht hinreichend normativ konturieren. Insoweit sind 

sowohl die Ergänzung der Wirtschaftsunion durch eine Sozialunion als auch die 
Umwandlung des Marktstatus des Einzelnen in einen Bürgerstatus zwei einander 
überschneidende Konstitutionselemente einer europäischen Bürgergesellschaft. 
Die "soziale Frage" der europäischen Bürgergesellschaft berührt alle Entwicklungs­
elemente einer europäischen Verfassung.!' Sie ist allein auf nationalstaatlicher Ebene 
nicht zu lösen, kann sich aber allch von deren Formen nicht ersatzlos verabschieden. 

Das Ineinandergreifen mitgliedstaatlicher und europäischer Umverteilung ist daher 
ein vorrangiges Problem, das nur durch die Präzisierung seiner eigenen Dimension, 
seiner Verfahren und inhaltlicher Kriterien gelöst werden kann." Das gilt verstärkt 
im Hinblick auf die voraussehbaren Erweiterungen der Union. Darüber hinausge­

hend ist der soziale Status des Einzelnen als Aufgabe normativer europä.ischer 

Strukturierung mindestens ebenso schwierig wie im nationalen Bereich. Auch wenn 
die Rechtsprechung des Gerichtshofs dazu zuletzt teilweise als ärgerlich empfunden 
wurde, bleibt es insgesamt doch ihr Verdienst, gerade im Bereich der sozialen Diffe­
renzierung ein europäisches Normraster entwickelt und die Grundlagen einer 
Grundrechtsentwicklung aufgebaut zu haben, die der eigentliche Ansatz für eine 
normative Binnenstrukturierung einer europäischen Bürgergesellschaft ist. 
Die Etablierung europäischer Grundrechte ist die logische Folge aus dem Verfas­
sungsanspruch der Gemeinschaft und schließt diesen gegenüber verfassungsrechtLi­
chen Korrekturen durch die Mitgliedstaaten ab, jedenfalls soweit diese die einheitli­
che Anwendu ng des Gemeinschaftsrechts in Frage stellten. 1l Das verweist auf das 

prozedurale Element der Grundrechtsentwicklung, die über die Rechtsprechung des 

49 J0"8ts. Ch. (1''',47). 5. 90 ff., 95 ff. 
So Z. ß. EuGH - Rs t78/84 (Remhcasgcbor {ur Bier) - 51g. !987. S. 1127 H. 
5 r L,nbfned, St" \'(fohlfahnsMaadit:hc Perspektiven der EUr(lp.l'lschen Unton. Auf dem Wege zu positiver 

SouveranitatsverflcclHung?, Kritlsch~ JUSllZ 1993,5.163 H. , :)Uch in:Jacht~nfHch!Kohler-Koch, (Fn. ll), 
S. 45 5 H.; Lcrbf",,~dIPIi:rson (Hrsg.), European SocI .1 l Pol ier , Washingtün 1995; Ma/ollc, G., The Drvcl­
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